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Stellungnahme des Fachbereichstages Heilpädagogik zum Übereinkommen der 

Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

 
Abstract 

 

Der Fachbereichstag Heilpädagogik, der Zusammenschluss der Studiengänge 

Heilpädagogik an staatlichen und staatlich anerkannten Hochschulen und Mit-

gliedshochschulen in Deutschland, hat im Hinblick auf die Bedeutung der UN-

Behindertenrechtskonvention für die Studiengänge Heilpädagogik im März 2015 

folgende Stellungnahme beschlossen: 

 

Die UN- Behindertenrechtskonvention bildet den Perspektivwechsel der Profession 

hin zu einem menschenrechtsbasierten Ansatz ab. Dieser verlangt die gleichbe-

rechtigte und volle Teilhabe ausgegrenzter Menschen in allen Bereichen des ge-

sellschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens, somit die Überwindung jedweder 

Diskriminierung und sozialen Ausgrenzung. 

 

Heilpädagogik als Menschenrechtsprofession hat sich in Lehre, Forschung, Pra-

xis und Professionsentwicklung in diesem Sinne disziplinär und professionell wei-

ter zu entwickeln. Die hochschulischen Ausbildungsstätten für Heilpädagogik se-

hen sich verpflichtet, diesen Anspruch in vier zentralen Bereichen umzusetzen:    

  

1. In der Lehre  

Auf der curricularen Ebene beinhaltet dies die begründete Auswahl solcher 

Lehrinhalte, die die Möglichkeiten der Teilhabe behinderter Menschen in allen 

Bereichen des gesellschaftlichen Lebens befördern, zugleich aber auch die Analy-

se und Reflexion immanenter Widersprüche, Bedingungsgefüge und Gefähr-

dungspotentiale. Auf didaktisch-methodischer Ebene sind dieser Zielsetzung ent-

sprechende Lernformen wie barrierefreies, forschendes und problembasiertes Ler-

nen zu begünstigen und zu erweitern.  

Die angestrebten Kernkompetenzen hat der Fachbereichstag Heilpädagogik in ei-

nem Fachqualifikationsrahmen für das Bachelor- und Masterniveau im Herbst 

2014 konkretisiert und 2015 um die Promotionsebene erweitert.  

 

2. In der Forschung 

Inklusions- und Teilhabeorientierte Forschung fokussiert die gesellschaftlichen, 

ökonomischen und sozialen Bedingungen, Voraussetzungen und Prozesse gelin-

gender Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, aber 

auch die behindernden Bedingungsgefüge für Inklusion und Partizipation. Me-

thodisch bedient sie sich quantitativer und qualitativer Verfahren der empirischen 

Sozialforschung. Als Teilhabeforschung schließt sie die Menschen, „um die es 

geht“, als Subjekte und Partner bis hin zur Selbstvertretung ein (Ansätze partizipa-

tiver Forschung). 

 

3. In der Praxis 

„Praxis“ beinhaltet sowohl die dem Studium vorausgesetzte gesellschaftliche und 

institutionelle Praxis, als auch die studienintegrierten und begleiteten Praxisantei-

le zur Erprobung des eigenen professionellen Handelns und zur Entwicklung ei-

ner Berufsidentität. Die Praxis versteht sich als (Lern-)Ort der „Wegbereitung des 

institutionellen Wandels“ und als „Brückenbauerin“ in das Gemeinwesen.    
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4. Im Professionalisierungsprozess 

 

Professionalisierung versteht sich als mehrdimensionaler Prozess hochschuli-

scher Bildungspraxis, als  Weiterentwicklung der Disziplin, als Praxisentwick-

lungsforschung zur Beförderung von Best Practice und zur Initiierung und Be-

gleitung von Transformationsprozessen sowie als Einflussnahme auf lokale, regi-

onale und politische Entwicklungen. Nicht zuletzt gestaltet sie sich als permanen-

ter reflexiver Prozess der kritischen Auseinandersetzung mit dem eigenen profes-

sionellen Handeln (in Widersprüchen). 

 

              Daraus leitet sich der nachfolgend beschriebene  Auftrag für die hochschulische 

Heilpädagogik ab: 

 

Präambel 

 

Am 26. März 2009 wurde das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Weiteren UN - Behindertenrechtskon-

vention) durch dessen Ratifizierung auch in der Bundesrepublik Deutschland rechts-

kräftig. Der Fachbereichstag Heilpädagogik als Zusammenschluss der Fachbereiche 

und Studiengänge Heilpädagogik an staatlichen und staatlich anerkannten Hochschu-

len in Deutschland hat in einem ausführlichen Verständigungsprozess in acht Fach-

bereichstags-Sitzungen die Bedeutung und Konsequenzen der UN Behinderten-

rechtskonvention für die Studiengänge Heilpädagogik diskutiert und die vorliegende 

Stellungnahme gemeinsam entwickelt und beschlossen. 

 

Mit dieser Stellungnahme nimmt der Fachbereichstag Heilpädagogik eine klare Posi-

tion ein. Obwohl in ihren Anfängen als Disziplin Heilpädagogik klar auf die `Wie-

derherstellung der Einheit des Menschen in der Menschheit´ (Séguin)  ausgerichtet 

und von da an bis heute an verschiedenen Stellen aufrechterhalten und in Konzepten 

umgesetzt, soll in Kenntnis und im Bewusstsein über die historische Entwicklung der 

Disziplin ein deutliches  Signal gesetzt werden: Heilpädagogik als Disziplin ist sich 

selbstkritisch auch ihrer Geschichte und Rolle im Sinne der Legitimation von Aus-

schluss bewusst, dass sie generell Ausschlussrisiken bearbeitet, aber auch daran be-

teiligt ist, dass diese über sie selber hervorgerufen wurden und werden. Der durch die 

Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention angestoßene Paradigmen-

wechsel in der Heilpädagogik impliziert wie die Konvention selber stark normative 

Orientierungen. Dessen ist sich der Fachbereichstag Heilpädagogiktag bewusst und 

nimmt diese Orientierung gezielt im Sinne des Rechtsbegriffs des `Geistes der UN-
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Konvention´ auf. Vor allem die Selbstvertretungsperspektive und die Orientierung an 

der Schaffung eines `friedensfähigen Gemeinwesens´ (Negt) ist ein Fokus, auf den 

sich die professionelle Entwicklung vor diesem Hintergrund beziehen wird. Insofern 

ist das vorliegende Papier Ausdruck eines Verständigungsprozesses und gleichzeitig 

Auftrag für die Zukunft der Disziplin.    

 

1. Ausgangspunkt und Anliegen 

 Das Fundament der UN-Behindertenrechtskonvention ist die Anerkennung der 

Würde des Menschen, die untrennbar mit einem universellen Geltungsanspruch der 

Menschenrechte verknüpft ist. Menschenrechte gelten immer, überall und für jedes 

Individuum ohne Ausnahme. Ebenso wie in der UN-Behindertenrechtskonvention 

dargelegt ist die Menschenwürde nicht nur der Ausgangspunkt, sondern zugleich das 

Fundament einer heilpädagogischen Professionalität und Qualifikation in Theorie 

und Praxis. Das hierbei zentrale moralphilosophische Fundament der heilpädagogi-

schen Professionalität und Qualifikation in Theorie und Praxis ist der innere Wert, 

die »Würde des Menschen« als Selbstzweck, die sich jeder Äquivalenzbeziehung 

entzieht. Die Menschenwürde hat einen universellen Charakter, d.h. sie gilt für alle 

Menschen, ohne dass dafür erst bestimmte Leistungen erbracht bzw. bestimmte Qua-

litäten erfüllt werden müssen. Das Anerkennen der Würde des Menschen als Men-

schrechtsforderung und Menschenrechtsnorm ist der Heilpädagogik als Wissenschaft 

sowohl in Lehre und Forschung als auch in Ausbildung und Praxis vorgeordnet.  

 

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist Abbild und Vorbild zugleich, sodass die 

Menschenrechtsnormen die Funktion eines Maßstabes für vergangene und zukünfti-

ge Handlungen erfüllen. Die Würde der Menschen mit Behinderung zu garantieren, 

verlangt ihre gleichberechtigte und gleichwertige Teilhabe am gesellschaftlichen und 

kulturellen Leben, die wiederum die Überwindung ihrer Diskriminierung und ihres 

sozialen Ausschlusses zur Voraussetzung hat. Daraus ergibt sich für die Heilpädago-

gik, dass sie das Phänomen der Behinderung, bzw. Beeinträchtigung als gesellschaft-

liche Dimension erkennt.  

 

Um die Forderungen der UN-Behindertenrechtskonvention in den verschiedenen 

Feldern der Heilpädagogik einzulösen, ist diese in ganz besonderer Weise in ihrer 

Theorie, in ihren Methoden und ihrer Praxis auf diese metatheoretische und überge-
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ordnete entwicklungsbezogene, psychodynamische und sozialwissenschaftliche Per-

spektive angewiesen. Sie bildet den methodologischen Bezugsrahmen, deren Aufga-

be unter anderem darin besteht, die Methoden der Heilpädagogik zur konkreten Um-

setzung der Forderungen der UN-Behindertenrechtskonvention zu beschreiben und 

zu analysieren.  

 

Vor diesem Hintergrund müssen sich die Studiengänge für Heilpädagogik eindeutig 

zum Thema der Inklusion positionieren. Hierzu müssen sie vor allem auf die unter-

schiedlichen theoretischen und methodologischen Begründungskontexte zur Inklusi-

on, sowie auf allfällige  Dilemmata und Widersprüche des Theoriediskurses hierzu 

eingehen. Grundlegend gehen die Studiengänge für Heilpädagogik davon aus, Inklu-

sion als Leitbegriff beizubehalten und zu differenzieren (vgl.: Theunissen, 2006, 21).  

Dieses lässt sich mit folgenden Ausführungen begründen (vgl.: Theunissen, 2006, 

21ff): Inklusion wird als ein international bekannter Begriff wahrgenommen, welcher 

die Tendenz darstellt, bislang vorgenommene integrative Maßnahmen im Hinblick 

auf inklusive Maßnahmen zu modifizieren. Hierbei sind vor allem Zuschreibungs-

prozesse im Rahmen der Kategorisierung von Behinderungsarten zu überwinden. 

Der theoretische und methodologische Ansatz der Inklusion erfordert zudem eine 

Konkretisierung von strukturellen Modifikationen auf institutioneller und organisato-

rischer Ebene, um die vielfältigen Planungs- und Gestaltungsmöglichkeiten hierzu zu 

realisieren. 

 

Neben diesen grundlegenden Ansätzen zur Inklusion muss diese jedoch auch auf der 

Basis einer soziologischen Begründung verstanden werden. Hierbei sind grundsätzli-

che Themen der Sozialtheorie aufzunehmen (vgl.: Stichweh, 2009, 29ff.). Diese sind 

z.B. die Mitgliedschaft, also die kommunikative Berücksichtigung von Personen im 

Sozialsystem, wie „Citizenship“ oder Organisationszugehörigkeit, die Solidarität, al-

so die Exklusion als Bruch der Solidarität, sowie die Disziplinierung und Sozialdis-

ziplinierung, welche ein Spezifikum der Moderne darstellt, welches mit Ordnungen, 

Regeln, Gesittung, aber auch mit Organisationsformen und Erziehung in Verbindung 

gebracht werden kann. Diese Disziplinierung trägt zur Unterscheidung von Inklusion 

und Exklusion bei, indem sie diese produziert – auch im Hinblick auf heil-

pädagogische Institutionen und Organisationen. Inklusion und Exklusion betreffen 

folglich immer auch die Sozialdimension der Kommunikation: „Es geht immer um 
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die Frage, wer…die Anderen sind, die für kommunikative Adressierung in Frage 

kommen, und von welchen Bedingungen Andersheit und die Adressierung von An-

dersheit abhängig ist…Die elementarste Form der Relevanz von Inklusion und Ex-

klusion bezieht sich auf einzelne Situationen der Kommunikation.“ (Stichweh, 2009, 

30) Diese Themen leiten über zum nächsten Aussagekomplex, welcher sich die Stu-

diengänge Heilpädagogik stellen müssen: die Dilemmata der Umsetzung von Inklu-

sion. Hierzu ist eine konkrete Risiko- und Gefahrenanalyse mit einer Konkretisierung 

dieser Dilemmata vorzunehmen: 

 

Die der Verabschiedung der Behindertenrechtskonvention durch die Vereinten Nati-

onen vorausgegangenen Diskussionen, ob es überhaupt einer solchen Menschrechts-

konvention bedürfe, die unter Umständen behinderte Menschen nochmals stigmati-

siere, indem eine extra Konvention für sie verabschiedet würde zeigen auf, dass diese 

Konvention ihre Wirkung in einem Feld der Widersprüche entfalten muss. Die Stu-

diengänge Heilpädagogik/Inclusive Education agieren somit ebenfalls in diesem wi-

dersprüchlichen Feld, stehen also vor der Herausforderung, mit ihren fachlichen Mit-

teln und theoretischen Begründungen der Tatsache entgegenzuwirken, die die Be-

gründung für die dann doch beschlossene Entwicklung der Konvention darstellten, 

nämlich dass sich die Sicherstellung der Rechte von Menschen mit Behinderung auf 

die noch immer weltweit festgestellte Verletzung ihrer Rechte eben als Menschen-

rechtsverletzungen beziehen müssen. Dies verweist insgesamt auf die Komplexität 

des Feldes, der hier begegnet werden muss, und damit auch auf die strukturellen und 

systematischen sozial-gesellschaftlichen Ursachenzusammenhänge, die sich in der 

Folge in individuellen Problemlagen aufgrund nicht gewährter Unterstützung äußern. 

 

Eine Herausforderung stellt in diesem Zusammenhang dar, dass die Disziplin Heil-

pädagogik in hohem Maße selber legitimatorisch an der Herstellung des Prozesses 

beteiligt war, dem jetzt durch die Realisierung der Konvention entgegengewirkt wer-

den soll: dem des Einschlusses von  Menschen mit Behinderung in Institutionen des 

Ausschlusses aus sozial-gesellschaftlichen Lern- und Lebenszusammenhängen. Vor 

aller Realisierung der Unterstützung der Umsetzung der Forderungen der UN Men-

schenrechtskonvention hat die Disziplin selber ihre Konzepte daraufhin zu überprü-

fen und entsprechend den Anforderung zu transformieren, inwiefern sie durch ihr 

Selbstverständnis und ihr Agieren weiterhin diesen Prozess legitimiert, oder neue 
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Möglichkeitsräume schafft, die die Teilhabe aller Menschen an regulären, durchaus 

funktional differenzierten gesellschaftlichen Teilsystemen erlauben.  

 

Die in der Disziplin entwickelten Kompetenzen – im Sinne von Zuständigkeiten – 

sind vor dem Hintergrund der UN- Behindertenrechtskonvention daraufhin zu über-

prüfen, inwiefern sie den gesellschaftlichen Umgang mit von Exklusionsrisiken be-

sonders betroffenen Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen verändern können. Die 

Zukunftsaufgabe der Heilpädagogik als Menschenrechtsprofession besteht also im 

Erkennen dieser besonders starken, d.h. systematischen  Ausschlussrisiken und des-

sen Transformation in ein Recht auf Unterstützung. Es geht also einerseits darum, 

zunehmend zu beobachtende Ausgrenzungsprozesse und diesen folgende zunehmen-

de gesellschaftliche Spaltungsprozesse als solche zu benennen (vgl.: Heitmeyer 

2011), auf der anderen Seite aber konkrete Teilhabe- und Mitbestimmungsmöglich-

keiten im Sinne von Verwirklichungschancen zu ermöglichen und damit auch den 

Erwerb von Bildungszertifikaten im Hinblick auf soziale, kulturelle und ökonomi-

sche Gestaltungschancen (vgl.: Weisser 2011). 

 

Die Komplexität der Herausforderung zeigt sich in der Erkenntnis dessen, dass sich 

die Frage nach den Kompetenzen, nach der Zuständigkeit der Disziplin nicht mehr 

nur in konkreten ‚geschützten‘ Handlungsfeldern zeigt, sondern wieder verstärkt in 

der Verknüpfung mit Grundfragen gesellschaftlicher Exklusionsproblematiken. In 

Anerkennung dieser Zusammenhänge zeigt sich die Überschreitung der Konvention 

über den Bereich von Behinderung hinaus. Nach wie vor allerdings ist der Personen-

kreis der Menschen mit Beeinträchtigungen von Exklusionsrisiken aber am meisten, 

weil systematisch  betroffen (vgl.:  EU-Kommission 2000).  

 

Im Sinne der Bearbeitung von Dilemmata sieht sich die Heilpädagogik vor die Her-

ausforderung gestellt, dass die Formalgeltung und die Realwirkung von universellen 

Grundwerten wie hier der UN Menschenrechtskonvention nicht übereinstimmen 

(vgl.: Meyer 2011). Das grundsätzliche Festhalten an dem Ergebnis einer histori-

schen Auseinandersetzung um normative Grundsätze in einer Gesellschaft (Formal-

geltung) stimmt nicht mit der empirischen Reichweite normativer Kategorien über-

ein, also ihren konkreten Folgen und dem Grad ihrer Wirksamkeit (Realwirkung) 

(vgl.: Weisser 2011).  Dieses zeigt sich in realen Dilemmata in der Umsetzung, die 
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von der Disziplin analysiert, adressiert und konzeptionell aufgelöst werden müssen. 

Das Grunddilemma in der Realisierungsphase der UN-Behindertenrechtskonvention 

zeigt sich derzeit im Wesentlichen darin, dass die notwendig zu überwindenden An-

fangsschwierigkeiten von Systemen im Veränderungsprozess einerseits nicht als sol-

che erkannt (und überwunden) werden. Die konkret zu beobachtende ungenügende 

Umsetzung führt zum anderen zu einer nicht adäquaten Einlösung von Unterstüt-

zungsbedarfen auf der individuellen Ebene. Dies wird jedoch in der Folge als allge-

meiner Beweis für die Unmöglichkeit der Realisierung charakterisiert. Hier spielen 

mehrschichtige Hemmnisse eine Rolle:  

 

 von der makrogesellschaftlichen Ebene  - der Verteilung gesellschaftlicher 

Güter allgemein und konkret, indem die für die Umsetzung notwendigen Res-

sourcen nicht zur Verfügung gestellt werden, im Gegenteil in weiten Teilen v. 

a. des Erziehungssystems Inklusion als `Sparmodell´ genutzt wird, indem ur-

sprünglich in den Sondereinrichtungen vorhandene Ressourcen in der Um-

stellungsphase im Regelsystem oder gänzlich ‚verschwinden‘ und gerade die 

Umschichtung nicht erfolgt, die eine Umsteuerung von einem Sondersystem 

in ein allgemeines System ohne Mehrausgaben ermöglichen würden (vgl.: 

Klemm 2012); 

 über die Meso-Ebene - der im weitesten Sinne verstandenen institutionellen 

Umsetzung von Veränderungsprozessen z.B. auf organisationaler Ebene 

Change-Management, oder auf fachlich-pädagogischer Ebene die Realisie-

rung von Innerer Differenzierung durch Individualisierung oder bezüglich der 

Einbeziehung von kommunaler Planung, aber auch die Veränderung sozial-

hilferechtlicher Regelungen wie das Aufheben der versäulten Sozialsysteme 

hin zur ‚Großen Lösung‘; 

 bis auf die Mikroebene - der individuellen Gewährleistung von Unterstüt-

zung, die nach wie vor vom Ressourcen-Etikettierungsdilemma bestimmt ist.  

 

Auf allen diesen Ebenen besteht die Notwendigkeit, dass die Disziplin der Heilpäda-

gogik im Sinne eines advokatorischen, parteiischen  Selbstverständnisses als ihren 

Verantwortungsbereich ansieht, dass die Formalgeltung der universellen Grundwerte 

nicht ausgehöhlt und umgedeutet wird und Pseudolösungen als solche charakterisiert 

und benannt werden. Dies setzt ein hohes professionelles Reflexionsniveau voraus, 
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wird doch das Eintreten der Professionellen für konkrete individuelle Unterstützung 

vor diesem Hintergrund genutzt, die Realwirkung der universellen Grundwerte gegen 

deren Formalgeltung auszuspielen. Die Benennung der Probleme wird oft in Wider-

stand uminterpretiert. Gleichzeitig besteht eine Verpflichtung, die Realwirkung äu-

ßerst kritisch zu prüfen, gerade ohne die Formalgeltung der mit der UN Behinderten-

rechtskonvention geforderten universellen Grundwerte aufzugeben.  

 

Diese Verantwortung bezieht sich einerseits auf konkretes professionelles Handeln in 

den Institutionen, andererseits auf die Analyse (sozial-)politischer Entscheidungspro-

zesse - und dieses vor allem im Hinblick darauf, dass hier, bewusst oder nicht, un-

umgängliche Rahmenbedingungen strukturell nicht zur Verfügung gestellt werden, 

die die Exklusionsrisiken minimieren oder aufheben würden. Seien es Fort- und Wei-

terbildungsmaßnahmen, sei es die adäquate räumlich, sächlich und personelle Aus-

stattung, seien es Begleitmaßnahmen für Institutionen im Umsteuerungsprozess, sei-

en es Planungssicherheit, seien es Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung, sei es das 

zur Verfügung stellen von ‚angemessenen Vorkehrungen‘ u.v.a.m. – ohne die ent-

sprechenden Rahmenbedingungen in inklusiven Settings kann das Recht auf Unter-

stützung nicht adäquat umgesetzt werden. Erfolgt dies nicht, wird real ein ‚Scheitern‘ 

der Idee herbeigeführt, das aber argumentativ ideologisch an der Idee selber festge-

macht wird. Diesbezüglich besteht eine prominente Rolle der Heilpädagogik als wis-

senschaftlicher Disziplin an Hochschulen in der Wahrung der Formalgeltung der 

universellen Grundrechte bis auf die Ebene der individuellen Gewährleistung! 

 

 

2. Forderungen aus der UN-BRK an die disziplinäre und professionelle Weiter-

entwicklung der Fachdisziplin und an die heilpädagogischen Studiengänge an 

Hochschulen  

 

Fünf Jahre nach der Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention Konven-

tion wurde am 20. März 2014 auf dem Bildungsgipfel der Deutschen UNESCO-

Kommission die „Bonner Erklärung“ verabschiedet. Darin wird an die Wissenschaft 

allgemein der Auftrag formuliert, „durch Forschung und Lehre zur Entwicklung ei-

nes inklusiven Bildungssystems und zur Verbesserung inklusiver Maßnahmen und 

ihrer Evaluation beizutragen“ (Punkt 23 der Bonner Erklärung). Darüber hinaus soll 
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allen Akteuren der Bildungspraxis die Aufgabe zukommen, „sich  entschlossen für 

eine gute inklusive Bildungspraxis in ihrem Wirkungsfeld einzusetzen und Erfahrun-

gen bei der Umsetzung von Inklusion an die Öffentlichkeit zu vermitteln“  (Punkt 24 

der Bonner Erklärung). Damit sind auch die Herausforderungen an die Weiterent-

wicklung der Heilpädagogik als akademischer Disziplin schon hinreichend charakte-

risiert. Zum einen muss das fachliche Profil der Heilpädagogik als wissenschaftliche 

und forschende Disziplin vor dem Hintergrund der UN-BRK geschärft und ggf. neu 

bestimmt werden (vgl.: 2.1). Auch der Forschung kommt dabei eine „tragende Rolle“ 

zu (vgl.: 2.2). Zum anderen müssen die Innovationen in der Bildungspraxis der heil-

pädagogischen Studiengänge an den Hochschulen faktisch umgesetzt werden, also 

auf der Gegenstandsebene in Form angemessener Lerninhalte in den Curricula und  

auf der didaktisch-methodischen Ebene in Form adäquat gestalteter Lernformen in 

Lehre und begleiteter (Forschungs- und Fach-)Praxis (vgl.: 2.3 und 2.4). Dadurch 

kann insgesamt eine an der BRK orientierte Professionsentwicklung befördert wer-

den (vgl.: 2.5).  

 

2.1  Disziplinäre Weiterentwicklung   

Als fachliche Disziplin an Hochschulen des Typs „Applied Sciences“ ist die Heilpä-

dagogik geradezu prädestiniert, diesen Herausforderungen in besonderer Weise ge-

recht zu werden. Im Gegensatz zu anderen Disziplinen und Studiengängen ist es 

schon immer das genuine Anliegen der Heilpädagogik gewesen, sich für die Erzie-

hung und Bildung der wegen einer Behinderung gesellschaftlich und pädagogisch 

ausgegrenzten Personengruppen einzusetzen, auch wenn sie deren gesellschaftliche 

Exklusion durch ihr fachliches Wirken nicht wirklich aufheben konnte, sondern auf-

grund der historisch gewachsenen wissenschaftlichen und praktischen Arbeitsteilung 

zwischen Regelpädagogik und Sonderpädagogik diese geradezu implizit mit konso-

lidiert hat. In der historischen Tradition des von Georgens und Deinhardt entwickel-

ten Ursprungsverständnisses von Heilpädagogik als einer auf den ganzen Menschen 

und seine Umgebungsbedingungen gerichteten außerschulischen Pädagogik  (vgl.: 

Stein, 2011, 7f)  hob sie sich dennoch zunehmend deutlicher von einer behinderungs-

spezisch organisierten und sonderschulisch orientierten Sonderpädagogik bzw. einer 

behinderungszentrierten Rehabilitationspädagogik ab, wie sie bis heute als Disziplin 

an deutschen Universitäten vertreten wird.  
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Hochschulische Heilpädagogik kann jedoch nicht auf die Rolle einer weiteren spezi-

ellen „Fachrichtung neben anderen“ reduziert werden. Als „Menschenrechtsprofessi-

on“ weist Heilpädagogik in ihrer wertebasierten Fundierung (der Anerkennung von 

Vielfalt und Diversity) und in ihrer methodischen Ausgestaltung (der Ressourcenori-

entierung und des Empowerments) durchaus Schnittmengen mit anderen Disziplinen 

auf, z.B. der Sozialarbeitswissenschaft bzw. Sozialpädagogik, insbesondere in Tätig-

keitsfeldern der Jugendhilfe. Auch wenn sich diese Disziplinen alle in den Span-

nungsfeldern und Widersprüchen zwischen Exklusion und Inklusion bewegen, be-

wahrt die Heilpädagogik aber dennoch ihr originäres Profil, denn sie war und ist von 

je her – mit Paul Moor gesprochen – „Pädagogik und nichts anderes“.  Gleichzeitig 

geht sie aber auch über die neu etablierte Kindheitspädagogik an Hochschulen des 

Typs „Applied Sciences“ weit hinaus, indem sie die gesamte Lebensspanne im Fokus 

hat, einschließlich der damit verknüpften Prozesse, Handlungsfelder und Strukturen. 

 

Heilpädagogik als spezifische, ganzheitlich orientierte pädagogische Handlungswis-

senschaft ist folglich nicht mit anderen Wissenschaftsdisziplinen identisch und wird 

mehr denn je gebraucht! Im Schatten der UN-Behindertenrechtskonvention hat sie 

sich in ihren Theoriediskursen mit den Grundlagen und Konzeptentwicklungen zu 

befassen, die sich der Wiedereingliederung zuvor ausgesonderter Menschen in die 

Systeme von Erziehung, Bildung, Arbeit, Wohnen, Freizeit und anderen Bereichen 

des öffentlichen Lebens widmen bzw. den Ausbau nichtaussondernder barrierefreier 

Strukturen und Institutionen anstreben. Dabei muss sie sich gleichzeitig dem Wider-

spruch stellen, dass die menschenrechtlich basierten Forderungen nach Inklusion und 

voller gesellschaftlicher Teilhabe in einer höchst ausgrenzenden und selektiven Ge-

sellschaft erhoben werden. In ihren Ausprägungen sind Bildungs- und Strukturfragen 

in diesem Kontext immer auch als Gesellschaftsfragen und damit zugleich als Macht-

fragen zu analysieren (vgl.: Stein, 2011, 11).  

  

2.2  Forschung im Rahmen der UN-Konvention zu den Rechten von Menschen  

mit  Behinderung 

Hierbei geht es um die Erforschung von Bedingungen, Methoden und Formen einer 

inklusiven Gestaltung der Gesellschaft. Forschung im Sinne der Konvention ist 

durchaus parteilich und engagiert: Sie unterstützt gesellschaftliche, institutionelle 

und individuelle Entwicklungsprozesse in Richtung Selbstbestimmung, Teilhabe und 
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gesellschaftlicher Inklusion, u.a. in den Bereichen Bildung, Arbeit und Freizeit, 

Wohnen, Leben in einer Partnerschaft und Familie. Inklusion ist dabei mindestens 

zweifach zu verstehen: zum einen als die Erforschung inklusiver Prozesse oder Teil-

habeforschung, zum anderen im Sinne einer inklusiven oder partizipativen For-

schung.  

 

Forschung inklusiver Prozesse 

Aufgaben  

Forschung im Sinne der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-

derungen macht es sich zur Aufgabe, die Bedingungen und Voraussetzungen des Ge-

lingens von Inklusion zu erforschen und den Prozess der Selbstbestimmung und 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen begleitend zu unterstützen. Dies betrifft 

alle Ebenen einer Gesellschaft. Dabei könnte man einen engeren oder einen weiteren 

Gebrauch des Begriffs Inklusionsforschung diskutieren: im engeren Sinne ginge es 

vor allem um die gesellschaftlichen, ökonomischen und sozialen Bedingungen bzw. 

um die Hindernisse von Inklusion und Partizipation. In einem weiter gefassten Sinne 

würde man auch die individuellen Bedingungen von Inklusion in den Blick nehmen. 

Unter diesem Gesichtspunkt wären dann auch „klassische“ Forschungsthemen der 

Heilpädagogik Gegenstand einer Inklusionsforschung. Ein Desiderat der Forschung 

betrifft auch den „wertvollen Beitrag, welchen Menschen mit einer Behinderungen 

zum allgemeinen Wohl und zur Vielfalt ihrer Gesellschaften leisten und leisten kön-

nen…“   Unter Beachtung der Tatsache, dass ein solcher Beitrag stets ein individuel-

ler sein wird, lassen sich vielfältige Beiträge und Wirkungen im Sinne einer ‚Teilga-

be‘ beschreiben.   

 

Methoden 

Diese umfassen sowohl quantitative als auch qualitative Verfahren der empirischen 

Sozialforschung; eine große Rolle spielen auch die Verfahren der  Evaluationsfor-

schung (vgl.: Krach, 2011, 11-16)  der Handlungsforschung (vgl.: Markowetz, 2009,  

279-304)  oder der ‚dialogischen Forschung‘. Um Transformationsprozesse in Gang 

zu bringen und zu evaluieren, tragen gerade Pilotprojekte und die Dokumentation 

von Best-Practice-Beispielen zum Fortschritt in Theorie und Praxis bei. Beachtens-

wert ist die biografische Perspektive, welche Biografieforschung  und  ggf. Biogra-

fiearbeit mit einbezieht. Gerade die zuletzt genannten Forschungsmethoden erfordern 
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einen ebenso sensiblen wie möglichst validen Einbezug der Betroffenen in den For-

schungsprozess. Hier stellen sich eine ganze Reihe von ethischen, aber auch metho-

dischen Fragestellungen und Zukunftsaufgaben, z.B. die Frage nach der Validität von 

Interviews mit Menschen mit einer intellektuellen Behinderung, die Notwendigkeit 

der Entwicklung von Medien und Methoden, welche anstelle – oder an die Seite von 

– Sprache rücken, die weitere Ausarbeitung biografischer Methoden und die bislang 

ungelöste Frage nach der stellvertretenden Befragung von Menschen, welche sich 

nicht oder kaum selbst äußern können (vgl.: Kleine-Schaars, 2009; Krausen, 1999).  

 

Grundlegende Fragen 

Diese bestehen in der Klärung von Begriffen wie ‚Inklusion‘ u.a., welche in unter-

schiedlichen Weisen verwendet werden: klassifizierend oder normativ, prozesshaft 

oder visionär, stärker institutionell oder auf das Individuum bezogen (vgl.: Dederich, 

2006, 11-27; Kobi, 2006, 28-44). Dazu gehört auch eine kritische Betrachtung der 

Missbräuchlichkeit von Begriffen wie Teilhabe, Inklusion u.a. als pure Etikette, wel-

che andere Interessen verschleiern. In diesem Sinne gilt es auch herauszuarbeiten, 

dass inklusive Formen z.B. des Lernens und Arbeitens eine Veränderung der beste-

henden schulischen Praxis oder von Arbeitszusammenhängen erfordert.  

 

Inklusive Forschung 

Teilhabeforschung braucht die Beteiligung der Menschen, um die es jeweils geht. 

Menschen mit Behinderungen sollen nicht mehr als Forschungsobjekte behandelt 

werden, sondern als Subjekte und Partner, und mehr noch: als Gestalter oder Auf-

traggeber von Forschung (siehe für das folgende: Buchner/Koenig/Schuppener, 

2011, 4-10). So versteht sich emanzipatorische Forschung als Instrument zur Verbes-

serung von Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen. Partizipative 

Forschung bezieht Menschen, deren Lebensqualität erhöht werden soll, auch solche 

mit kognitiven Einschränkungen mit ein. Die Forschungsfragen werden hier ggf. von 

den Betroffenen selbst formuliert, in jedem Fall aber in ihrem Interesse. Inklusive 

Forschung verbindet beide Ansätze:  Betroffene, welche mit den Forschern gemein-

sam arbeiten. Dabei können sie an jeder Stufe des Forschungsprozesses – von der 

Formulierung der Frage, über die Erhebung und Auswertung von Daten bis hin zur 

Formulierung und Veröffentlichung der Ergebnisse teilhaben. Dazu müssen die Er-

gebnisse von den Betroffenen wahrgenommen und verifiziert werden.  
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Selbstreflexion der Forschung  

Keine Forschung ist voraussetzungslos. Umso nötiger aber ist es, die der eigenen 

Forschung zugrunde liegenden Setzungen wie auch die Reichweite der jeweils einge-

setzten Methoden zu reflektieren und sie beständig auf ihre Gegenstandsangemes-

senheit zu befragen. Dies gilt für die Inklusionsforschung mit dem Ziel der Verbesse-

rung der Lebensverhältnisse für Alle in besonderem Maße. 

 

2.3  Curriculare Weiterentwicklung und hochschulische Lehre 

Die Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention wirkt sich im Kontext hoch-

schulischer Heilpädagogik in zweifacher Weise aus: 1. auf der curricularen Ebene: 

Welche Inhalte und Fach- und Handlungskompetenzen müssen sich die Studierenden 

in ihrem Studium aneignen, um den Anforderungen aus der UN-

Behindertenrechtskonvention gerecht werden zu können? 2. In welcher Form muss 

die Auseinandersetzung mit den Lehr- und Lerngegenständen erfolgen, um die Stu-

dierenden darauf vorbereiten zu können, in diesem Sinne zukünftig selbst professio-

nell tätig werden zu können? 

 

Zu 1.: Als Aufgabe an die Hochschulen resultiert daraus die begründete Auswahl 

curricular verankerter Inhalte, die die Möglichkeiten der Teilhabe behinderter Men-

schen in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens befördern können – und zu-

gleich die Analyse und Reflexion von Widersprüchen, Bedingungsgefügen und Ge-

fährdungspotentialen. Dazu dient die vertiefte fachliche Auseinandersetzung mit 

ethischen und gesellschaftswissenschaftlichen Grundlagen, Konstruktion und Dekon-

struktion von Behinderungsbildern, Konzepten von Inklusion sowie  ausgewählten 

Arbeitsfeldern und Methoden zur Gestaltung von Veränderungsprozessen. Im Ein-

zelnen sind folgende Kompetenzen zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention erforderlich:  

 Theoretische und metatheoretische Kompetenzen zu den Grundlagen der UN-

Behindertenrechtskonvention; hier vor allem unterschiedliche Begründungen 

und Ausprägungen von Inklusion; 

 Konzeptionell-methodische Kompetenzen zur Umsetzung der unterschiedli-

chen Artikel der UN-Behindertenrechtskonvention auf dem Hintergrund des 

Lebenslaufs der Menschen; 
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 Institutionelle und organisatorische Kompetenzen zur Modifikation der päda-

gogischen und Bildungsorganisationen mit dem Ziel der Umsetzung der 

Maßnahmen im Rahmen der UN-Behindertenrechtskonvention; 

 Sozial-, bildungs- und gesellschaftspolitische Kompetenzen zur Analyse und 

Modifikation gesellschaftlicher Prozesse im Rahmen der UN-

Behindertenrechtskonvention; 

 Reflexive Kompetenzen zur Analyse, Positionierung und gegebenenfalls 

Veränderung der eigenen, individuellen professionellen Rolle im Rahmen der 

UN-Behindertenrechtskonvention.  

  

Im Herbst 2014 hat der Fachbereichstag Heilpädagogik einen Fachqualifikations-

rahmen verabschiedet, der auf Bachelor- und Masterniveau die Kernkompetenzen für 

heilpädagogische Studiengänge auf den Ebenen 

 des Wissens, Verstehens und Verständnisses (Fachkompetenz) 

 der Beschreibung, Analyse und Bewertung (Handlungsanalyse) 

 der Planung und Konzeption von HP-Tätigkeiten (Methodenkompetenz) 

 der Recherche und Forschung (Wissenschaftskompetenz) 

 der Organisation und Evaluation heilpädagogischen Handelns (Handlungs-

kompetenz) 

 der professionellen Haltungen (Sozialkompetenz) 

 der  persönlichen Kompetenzen 

konkretisiert und vereinheitlicht.  

 

Die Verknüpfung der oben aufgelisteten Kompetenzen zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention mit den im Fachqualifikationsrahmen angestrebten 

Kernkompetenzen ist eine Zukunftsaufgabe für die heilpädagogischen Hochschul-

standorte. 

 

Zu 2.: Inklusionsfördernde Heilpädagogik muss sich auch selbst neuer didaktisch-

methodischer Lernformen bedienen. Zieldifferentes und barrierefreies Lernen sind 

auch in der Bildungspraxis der Hochschule selbst anzustreben. Das Konzept des For-

schenden Lernens entspricht den Anforderungen der sich transformierenden und wi-

dersprüchlichen Gesellschaft besser als pure Wissensvermittlung. Je stärker die Stu-

dierenden selbst Vielfalt in Lernprozessen erfahren, desto besser werden sie für den 
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späteren professionellen Umgang mit Heterogenität befähigt. Längerfristig stehen die 

heilpädagogischen Studiengänge in der Verantwortung eine dementsprechende Prü-

fungskultur zu etablieren. Inklusion an heilpädagogischen Studienstandorten bezieht 

behinderte Lehrende und Studierende selbstverständlich ein und stellt sich hoch-

schuldidaktisch darauf ein.  

 

2.4  Praxis 

Die Praxis ist im Kontext heilpädagogischer Studiengänge doppelt zu bestimmen: 

Zum einen als dem Studium vorausgesetzte gesellschaftliche und institutionelle Pra-

xis - mit ihren unüberschaubaren und widersprüchlichen Strukturen und Prozessen. 

Zum anderen als studienintegrierte und begleitete Praxis zur Erforschung und Erpro-

bung eigenen professionellen Handelns. Das Selbstverständnis und die Berufsrolle 

zukünftiger Heilpädagoginnen und Heilpädagogen wird sich im Sinne der UN-

Behindertenrechtskonvention verändern müssen in Richtung der „Begleiterin“/des 

„Begleiters“ und der „Moderatorin“/des „Moderators“ von (Bildungs-)Prozessen“,  

der „Mediatorin“/de „Mediators“ (in heterogenen Gruppen), der „Wegbereiterin“/des 

„Wegbereiters“ (für den institutionellen Wandel), bis hin zur „Brückenbauerin“/zum 

„Brückenbauer“ in das Gemeinwesen (vgl.: auch Stein, 2011, 25). Praxisintegrierte 

Studienanteile verstehen sich somit als Lernorte, die entsprechenden Fachkompeten-

zen dafür zu erkennen, zu erproben und das eigene Handeln sowie die eigene profes-

sionelle Haltung im kritisch zu reflektieren.  

 

Auf der anderen Seite können hochschulische Aktivitäten und hochschulisch beglei-

tete studentische (Praxisforschungs-)Projekte einen fruchtbaren Beitrag zu Struktur-, 

Netzwerk-, Sozialraum- und Politikfeldanalysen leisten, von denen alle Akteurinnen 

und Akteure profitieren. Dies gilt gleichermaßen für hochschulisch organisierte Fort- 

und Weiterbildungsaktivitäten mit Blick auf Inklusion. 

 

2.5  Professionalisierung 

Professionalisierung auf dem Hintergrund dieses Papieres ist immer als mehrdimen-

sionaler Prozess zu verstehen, und zwar 

 in Form von Weiterentwicklungen der Disziplin im Sinne der Zielsetzungen 

der UN-Behindertenrechtskonvention,   
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 durch Forschung, die Problemlagen öffentlich macht, aber auch durch Best 

Practice - Beispiele Transformationsprozesse befördern und evaluieren kann, 

 durch curriculare und hochschuldidaktische Weiterentwicklungen, die als 

„hochschulische Bildungspraxis“ den gesellschaftlichen  Transformations-

prozessen im Widerspruch von Exklusion und Inklusion besser als bisher ge-

recht wird. 

 

Zudem sind folgende Themen hierbei zu konkretisieren, bzw. schon umgesetzt: 

 Die längst überfällige Verabschiedung eines Fachqualifikationsrahmens 

„Heilpädagogik“ ist ein wichtiger Schritt in Richtung der fachlichen Identi-

tätsbildung und Konsolidierung der Heilpädagogik in der sich immer weiter 

differenzierenden Landschaft (konkurrierender) Sozialberufe.  

 Perspektivisch muss der Fachqualifikationsrahmen periodisch fortgeschrieben 

und modifiziert werden.  

 Zur besseren Theorie-Praxis-Vernetzung ist gezielte Alumni-Arbeit der heil-

pädagogischen Studienstätten förderlich und wünschenswert.  

 Zur Nachwuchssicherung sind die Masterstudiengänge Heilpädagogik an den 

heilpädagogischen Studienstätten auszubauen.  

 Zur Sicherung der Personalentwicklung und Nachwuchsförderung müssen 

den heilpädagogischen Studienstätten die nötigen Rahmenbedingungen und 

Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. 

 Zur weiterführenden Akademisierung sind Promotionen im heilpädagogi-

schen Feld zu fördern. Dazu sind die Programme zur Promotionsförderung an 

Fachhochschulen auszubauen und finanziell zu alimentieren. 

 Längerfristig ist das Promotionsrecht an heilpädagogischen Hochschulstand-

orten  zu  verankern. Die Studiengänge müssen sich dafür engagieren. 

 

2.6  Politik  

Die UN-Behindertenrechtskonvention induziert einen Perspektivwechsel der Profes-

sion hin zu einem menschenrechtsbasierten Ansatz: Ziel professionellen Handelns 

muss die volle, gleichberechtigte und wirksame Teilhabe aller Menschen mit Behin-

derungen in allen Lebensbereichen sein. Die Menschenrechte werden dabei als Er-

fahrbarkeitsbedingungen der unantastbaren Würde des Menschen verstanden (vgl.: 

Maaser, 2010, 35), die notwendig sind, damit die Behauptung der Menschenwürde 
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sich materialisiert in konkret zugesprochenen gleichen Rechten: Aus den Freiheits-

rechten ergibt sich der Anspruch auf selbstbestimmte Lebensführung, der in der UN-

Behindertenrechtskonvention zentral ist. Zusätzlich braucht es Teilhaberechte, die 

Durchsetzungsmöglichkeiten schaffen, und Gleichheitsrechte, die echte Realisie-

rungsbedingungen für alle ohne Unterschied garantieren. Die UN-Konvention be-

schreibt daher die dreifache Aufgabe der Politik der Vertragsstaaten: Die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen sind zu respektieren (respect), zu schützen (protect) 

und zu realisieren (fulfill), und dies jeweils wirksam, d.h. so, dass Menschen mit Be-

hinderungen den Wandel faktisch erleben können. Diese Pflichtentrias (vgl.: Biele-

feldt, 2009, 14) reicht über bloße Absichtserklärungen der Politik weit hinaus. Die 

Verfahren der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention sehen entsprechend 

strukturierte – selbst wiederum partizipativ zu gestaltende – Monitoringverfahren 

vor, die die Wirksamkeit der Umsetzung prüfen und die politisch Verantwortlichen 

in die Pflicht nehmen. 

 

Professionell Handelnde in heilpädagogischen Handlungsfeldern sind damit notwen-

dig immer auch politisch handelnde Akteurinnen und Akteure der Umsetzung der 

UN-Behindertenrechtskonvention, und zwar nicht nur als die Politik fordernde (als 

Gegenüber), sondern selbst als verantwortlich agierende und gestaltende Instanz in 

der Politik. Auch in diesem Bereich wandelt sich das professionelle Selbstverständ-

nis: Die Profession gestaltet soziale Transformationsprozesse, den sozialen Wandel 

auf gesellschaftlicher und politischer Ebene mit. Das bedeutet vor dem Hintergrund 

exkludierender Strukturen und Prozesse vor allem, in widersprüchlichen, ambivalen-

ten Strukturen und Prozessen handlungs- und entscheidungsfähig zu sein und zu 

bleiben. 

 

Das politische Handeln als Professionsvertreterinnen und -vertreter lässt sich entlang 

der drei Dimensionen des Politikbegriffs konkretisieren: Die Forderungen der UN-

Konvention sind maßgeblich für Inhalt und Gegenstand politischen Handelns (po-

licy), für politische Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse (politics) und 

schließlich die notwendigen Formen und Strukturen politischen Handelns (polity), 

die Handlungsspielräume und Zuständigkeiten festlegen. In der Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention sind entlang der Artikel der Konvention relevante 

Handlungsfelder zu benennen, in denen relevante und zuständige Akteurinnen und 
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Akteure (Leistungsträger, Leistungsanbieter, verantwortliche Leitungspersonen in 

Organisationen, Mitarbeitende verschiedener Ebenen) auf verschiedenen Handlungs-

ebenen (Individuum, Organisation, Netzwerkebene, Politik) Handlungsstrategien und 

konkrete Maßnahmen entwickeln, verantworten und umsetzen. Verknüpft man die 

Pflichtentrias mit den drei Dimensionen politischen Handelns, entsteht eine Matrix, 

die die Komplexität des politischen Auftrags der UN-Behindertenrechtskonvention, 

die sich auch an Professionsvertreterinnen und -vertreter der Heilpädagogik und be-

nachbarter Professionen richtet, verdeutlicht. 

 

 

 Policy (Inhalt politi-

schen Handelns) 

Politics (Prozess politi-

schen Handelns) 

Polity (Struktur und Form 

politischen Handelns, die 

Handlungsspielräume und 

Zuständigkeiten festlegt) 

respect - sich und andere über 

Inhalte der UN-

Konvention informieren 

- gleiche Rechte von 

Menschen mit Behinde-

rungen im eigenen Han-

deln achten und anderen 

gegenüber einfordern 

- Gegenstände, Aufga-

ben, Ziele menschen-

rechtsbasierter Politik 

festlegen 

- konkrete Maßnahmen 

ableiten 

- Menschenrechte 

kommunizieren 

- Mit- und Umgestal-

tung politischer Wil-

lens- und Entschei-

dungsbildungs-prozesse 

- Agenda-setting: The-

men gezielt auf die 

Agenda bestimmter 

Gremien setzen (lassen) 

- umfassende Beteiligung 

- Strukturen wirksamer Par-

tizipation schaffen (Pla-

nungskonferenzen, Gremi-

en auf kommunaler Ebene, 

Mitbestimmung in Organi-

sationen) 

- Barrieren der Beteiligung 

abbauen  

protect - Einmischung in sozial-

politische Entwicklun-

gen (Positionsbildung 

und Interessenvertre-

tung) 

- Priorisierung von Zie-

len politischen Handelns 

u.a. angesichts von 

Ökonomisierungspro-

zessen und ökonomi-

scher Verteilungskämpfe 

- Umgehen mit Macht-

ungleichgewichten 

- Entwicklung von Par-

tizipationsmethoden 

und wirksamen Durch-

setzungsstrategien 

 

- gesetzliche und ethische 

Grundlagen für wirksame 

Partizipation schaffen, prü-

fen und modifizieren, auch 

im Blick auf schwach ver-

tretene Interessen 

fulfill - Interessen- und Ziel-

konflikte managen; 

Lobbying für Benachtei-

ligte 

- Ausrichtung von Res-

sourcen (z.B. For-

schungsaktivitäten und 

Forschungs- und Nach-

- Strategien, Konzepte 

und Methoden der 

Konsensbildung in 

asymmetrischen Kons-

tellationen kennen und 

anwenden können 

- Kooperation und Ver-

netzung 

- aktive Einmischung in 

sozialpolitische und sozial-

rechtliche Diskurse 

- Mitwirkung in der Wei-

terentwicklung von Versor-

gungsstrukturen und inklu-

siven Unterstützungsarran-

gements (Sozialplanung, 
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wuchsförderung) politi-

sche Ziele der Umset-

zung der UN-

Behindertenrechtskon-

vention  

 

 kommunale Teilhabepla-

nung) 

 

  

Die Aufgaben in der politischen Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 

erfordern die Erweiterung des professionellen Kompetenzprofils: Neben Theorien, 

Konzepten und Methoden der Unterstützung individueller Entwicklungs- und Bil-

dungsprozesse benötigen Heilpädagoginnen und Heilpädagogen Wissen und Können 

in Bezug auf Strukturen und Prozesse politischen Handelns und müssen in der Lage 

sein, politische Veränderungsprozesse kritisch zu begleiten, mitzugestalten und auch 

zu steuern, etwa als Mitarbeitende in der kommunalen Verwaltung, als Sozialplane-

rinnen und -planer oder auch als Lobbyistinnen und Lobbyisten in der spitzenver-

bandlichen Vertretung gegenüber politischen Akteuren. Sie brauchen Kompetenzen 

nicht nur in der Beratung von Menschen mit Behinderungen, Angehörige und Mitar-

beitenden, sondern auch in der Beratung von Organisationen (etwa in der Begleitung 

bzw. Ausgestaltung von komplexen De-Institutionalisierungs-prozessen), politischen 

Gremien und politischen Akteurinnen und Akteuren sowie im Aufbau und der Aus-

gestaltung von zielführender Netzwerkstrukturen. 

 

In der Kompetenzdimension der professionellen Haltung gilt es, sich selbst als Motor 

der Initiierung und Moderation von Umsetzungsstrategien und -prozessen zu verste-

hen und sich in der Rolle des Lobbying für Benachteiligte zugleich der permanenten 

ethischen (Selbst-) Reflexion über legitime Formen wie Grenzen advokatorischen 

Handelns zu unterziehen. Eine wichtige normative Rolle von Heilpädagoginnen und 

Heilpädagogen besteht darin, den menschenrechtsbasierten Ansatz für alle Menschen 

zu reklamieren, unabhängig vom Maß des individuellen Unterstützungsbedarfs und 

unabhängig vom Alter: Teilhabe ist ein Grundrecht, von Beginn an und für alle und 

bis zum Schluss! Inklusion ist ein sozialethisches Projekt (vgl.: Allan 2005), in dem 

Heilpädagoginnen und Heilpädagogen – ausgehend von der Selbstreflexion in Bezug 

auf die eigene Haltung – Teilhaberechte nicht nur reklamieren, sondern sich selbst 

für die Umsetzung zur Verfügung stellen und für die „systematische Einbeziehung 

der Erfahrungen, Situationsdefinitionen und Bewältigungsstrategien der Betroffenen“ 

(Anhorn, 2005, 33) zu sorgen. Hochschulen stehen hierbei in der Verantwortung, re-

gionale und überregionale Entwicklungen in der Umsetzung der UN-
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Behindertenrechtskonvention zu beobachten, kritisch zu begleiten (auch im Rahmen 

einer Begleitforschung) und sich für Anfragen aus Politik und Praxis im Blick auf 

Beratung, Expertisen, Praxisprojekte, Konzeptentwicklung und Policy-Making auf 

dem Hintergrund dieser Konvention zur Verfügung zu stellen. 

 

Schließlich gilt es, sich an der Umsetzung der Forderungen der UN-

Behindertenrechtskonvention auch im Feld der Hochschul- und Bildungspolitik im 

Sinne des Disability Mainstreaming einzusetzen und die eigene Expertise zur Verfü-

gung zu stellen. An allen Hochschulen, in allen Studiengängen müssen Barrieren für 

Menschen mit Behinderungen abgebaut und Verfahren des Nachteilsausgleichs (z.B. 

im Blick auf Prüfungsformen) entwickelt werden. Die Barrieren in den Studiengän-

gen werden Maßstab sein für die Glaubwürdigkeit der inhaltlichen Ausrichtung von 

Studiengängen an der UN-Behindertenrechtskonvention. 

 

 

 

 

 

 

3. Perspektiven 

 

Vor dem Hintergrund der bis hierhin dargestellten Grundlagen und Forderungen sind 

Perspektiven für heilpädagogische Studiengänge und Handlungsfelder abzuleiten. 

Hierbei sind vor allem drei Themenschwerpunkte zu bearbeiten:  

 eine Selbstverpflichtung des Fachbereichstages Heilpädagogik zur regelmä-

ßigen Überprüfung und Evaluation dieses Papieres;  

 die Formulierung eindeutiger Zielformulierungen, die auch in regelmäßigen 

Abständen evaluiert und differenziert werden; 

 sowie konkrete Empfehlungen auf bestimmte heilpädagogische Handlungs-

felder hin. Zu all diesen drei Themenkomplexen sind die konkreten Anforde-

rungen an heilpädagogische Studiengänge zu benennen, so z.B. welche Vo-

raussetzungen und Rahmenbedingungen diese benötigen, damit diese Forde-

rungen umgesetzt werden können.  
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Diese Themen werden in den nächsten Sitzungen des Fachbereichsrates Heilpädago-

gik kontinuierlich und differenziert diskutiert und konkretisiert. Es handelt sich hier-

bei vor allem um folgende heilpädagogische Handlungsfelder und Themenbereiche: 

 

Ausgehend von einer phänomenologischen Ausrichtung an den Handlungsfeldern 

Wohnen, Arbeit, Freizeit, Bildung und Gemeinwesen umfasst die heilpädagogische 

Unterstützung die Lebensphasen vom Säugling bis zum älteren Menschen in der ge-

samten Spannweite möglicher Beeinträchtigungen.     

 

• Für den Bereich Wohnen konkretisiert sich die heilpädagogische Unterstüt-

zung, Assistenz oder Begleitung im ambulanten und stationären Wohnbereich.  Die 

Unterstützung kann je nach Lebensphase im Kinder und Jugendbereich, Im Erwach-

senenbereich oder im Kontext von älteren Menschen (z.B. mit Demenzerkrankung) 

in Wohn- und Pflegeeinrichtungen, aber auch in der ambulanten Begleitung. Die Un-

terstützung findet in Familien (z.B. im Rahmen der Jugendhilfe), in Pflegeeinrich-

tungen aber auch  in komplexen Wohneinrichtungen und Psychiatrien statt.  

• Für den Bereich Bildung, Freizeit- und Kultur sind exemplarisch die Bereiche 

der Frühförderung, der Kindertagesstätten sowie der heilpädagogischen Arbeit in 

Schulen, in Volkshochschulen und in Familienbildungsstätten zu nennen. 

• Für den Bereich Arbeit ergeben sich Unterstützungsbedarfe bei der Ermögli-

chung sinnstiftender Tätigkeiten. Diese können  auf dem sogenannten 1. Arbeits-

markt, im Bereich der Unterstützten Beschäftigung, in der auf Inklusion ausgerichte-

ten Begleitung innerhalb einer WfbM und in einer frei von Lohnarbeit gedachten 

sinnstiftenden Tätigkeit z.B. im Kontext einer Tagesförderstätte liegen.  

• Für den Bereich des Gemeinwesens (Sozialraumorientierung) stellt die Unter-

stützung aller Akteure im Feld eine teilweise neue heilpädagogische Aufgabe dar. 

Die Kooperation mit Bürgerinnen und Bürgern im Alltagsleben, die teilhabeorientie-

re Vernetzung von Organisationen, sowie das Einbinden von sozial engagierten Bür-

gerinnen und Bürgern (Ehrenamt) und die Zusammenarbeit verschiedener Professio-

nen stellen unter der Berücksichtigung partizipativer Mitgestaltung der Menschen 

mit Beeinträchtigungen ein bisher vernachlässigtes Handlungsfeld dar. 

 

Unter den  formulierten Leitbildern von Teilhabe, Inklusion und Partizipation (inkl. 

der heilpädagogischen Beziehungsgestaltung) sind die aufgeführten (Lebens-) Berei-
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che in Anlehnung an die ICF auf die jeweilige Lebensphase (Alter) und auf die indi-

viduell noch eingeschränkten Teilhabemöglichkeiten  (durch eine Beeinträchti-

gung/Schädigung/Behinderung) hin zu analysieren. Ergänzend sollte eine Betrach-

tung anhand der Querschnittsthemen aus dem Bereich der Sozialepidemiologie  (Ge-

sundheit) der spezifischen Rechtsgrundfragen (SGB IX, XII u.a.) und weiterer die 

Lebensqualität und Lebenslage verbessernde Disziplinen heraus erfolgen.   
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